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len wir Wettbewerbsneutralität sicherstellen. Wir werden eine effizienzsteigernde 
Reform der Luftverkehrsverwaltung, insbesondere im Hinblick auf ihre Organisati-
onsform, prüfen. 

Schifffahrtspolitik 

Die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Seehäfen werden wir durch eine zügige 
Optimierung der seewärtigen Zufahrten sicherstellen. Die dazu notwendigen Fahr-
rinnenanpassungen wollen wir zügig realisieren. Der Ausbau der Hafenhinterland-
verkehre ist von allergrößter Bedeutung für die gesamte exportorientierte Wirt-
schaft. Wir werden die Seehafenhinterlandanbindungen gezielt ausbauen 

Die zuletzt verstärkte Berücksichtigung der Bundeswasserstraßen bei der Vertei-
lung von Investitionsmitteln werden wir fortsetzen.  

Wir werden das Forum Binnenschifffahrt und Logistik fortführen. In diesem Zu-
sammenhang halten wir an der Investitionsförderung nach § 6 b Einkommensteu-
ergesetz sowie an den Hilfen bei der Flottenmodernisierung und bei der Umrüs-
tung auf abgasärmere Motoren fest. Wir werden zudem unnötige bürokratische 
Hindernisse für die Schifffahrt beseitigen und ein Gesetz zur Reform der Wasser- 
und Schifffahrtsverwaltung vorlegen.  

Stadt- und Regionalverkehr 

Die Koalition wird - nicht zuletzt vor dem Hintergrund des demographischen Wan-
dels - einen attraktiven und nachhaltigen Stadt- und Regionalverkehr fördern. Wir 
werden uns aktiv mit der Initiative der EU-Kommission „Urbane Mobilität“ befas-
sen. Wichtig ist dabei, den Grundsatz der Subsidiarität zu beachten und das 
Selbstverwaltungsrecht der Kommunen nicht einzuschränken. Eine City-Maut und 
generelle innerstädtische Fahrverbote lehnen wir ab. Der Radverkehr stellt für uns 
einen wichtigen Bestandteil städtischer Mobilität dar. Deshalb werden wir den Na-
tionalen Radverkehrsplan weiterentwickeln.  

Umweltfreundliche Mobilität

Eine wesentliche Aufgabe unserer Mobilitätspolitik ist die Vereinbarkeit von Ver-
kehr und Umwelt. Wo immer dies sinnvoll ist, wollen wir die Verlagerung von Ver-
kehren auf Schiene und Wasserstraße fördern. Gleichzeitig muss sich der Ver-
kehrssektor auf den Abschied vom Zeitalter der fossilen Brennstoffe vorbereiten. 
Als kurzfristige Maßnahmen zur Verbesserung der Klimabilanz des Verkehrs set-
zen wir auf die Optimierung von fossilen Antriebstechnologien und die Förderung 
von innovativen Biokraftstoffen. Für deren Einsatz werden wir stabile steuerliche 
Rahmenbedingungen gewährleisten.  

Elektromobilität 

Als mittel- bis langfristige Alternative zu fossilen Brennstoffen wollen wir die Wei-
chen für Elektromobilität  in Deutschland durch ein umfassendes Entwicklungs-
programm stellen.  

Wir wollen Deutschland zu einem Leitmarkt für Elektromobilität machen und dabei 
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bis zum Jahr 2020 eine Million Elektrofahrzeuge auf die Straßen bringen. In Mo-
dellregionen werden wir zukunftsweisende, ganzheitliche Verkehrskonzepte („Mo-
bility on Demand“) erproben. 

In das Konzept der Modellregionen wollen wir auch ländliche Räume einbeziehen. 
Besonderen Schwerpunkt legen wir auf die Förderung innovativer Batterietechno-
logien. Deshalb müssen neben der Elektromobilität auch die Weiterentwicklung 
von Brennstoffzelle und Wasserstoff vorangetrieben werden. Es gilt aber für uns 
der Grundsatz der Technologieneutralität. In Deutschland muss sobald wie mög-
lich mit dem Aufbau eines Netzes von Ladestellen für Elektrofahrzeuge in Bal-
lungsräumen begonnen werden. Staatliche Aufgabe ist es dabei, die rechtlichen 
Rahmenbedingungen zu schaffen; Aufbau und Betrieb dieser Ladestellen ist Auf-
gabe der Privatwirtschaft.  

Um unsere Wirtschaft vor Benachteiligungen im internationalen Wettbewerb zu 
schützen, wollen wir keine nationalen Alleingänge. 
Wir wollen die Feinstaubbelastung in den Städten reduzieren. Bei der Einrichtung 
von Umweltzonen muss auf die Wirksamkeit und Verhältnismäßigkeit geachtet 
werden. Wir wollen Einfahrtverbote dort lockern, wo die Einschränkungen in kei-
nem vernünftigen Verhältnis zur erzielten Feinstaubreduzierung stehen. Dazu wol-
len wir die Ausnahmeregelungen bundesweit vereinheitlichen.  

Die Akzeptanz für einen weiteren Ausbau der Verkehrsinfrastruktur hängt ent-
scheidend davon ab, dass die Lärmbelastung der Bevölkerung reduziert wird. Wir 
wollen deshalb den Lärmschutz ausweiten. Dazu wollen wir den Schienenbonus 
schrittweise reduzieren mit dem Ziel, ihn ganz abzuschaffen. Gleichzeitig wollen 
wir eine lärmabhängige Trassenpreisgestaltung bei der Bahn.  

Bei bereits bestehenden Strecken wollen wir das Lärmsanierungsprogramm 
Schiene fortsetzen und intensivieren. Dazu wollen wir auch die Möglichkeiten des 
technischen Fortschritts bei Fahrzeugen nutzen.  

Die Koalition lehnt ein allgemeines Tempolimit auf Autobahnen ab.  

Verkehrssicherheit 

Bestandteil unserer nachhaltigen Mobilitätspolitik ist auch die Förderung innovati-
ver Verkehrstechnologien. Wir wollen Deutschlands Führungsposition im Bereich 
Telematik und Verkehrsmanagementsysteme ausbauen. Einen besonderen 
Schwerpunkt werden wir auf die Förderung intelligenter Verkehrsleitsysteme zur 
Kapazitätsoptimierung hoch belasteter Verkehrsstrecken legen. Dabei wollen wir 
auch die Innovations- und Marktpotentiale in Zusammenhang mit dem Satelliten-
navigationssystem GALILEO nutzen. Wir wollen die Fahrzeugzulassung in 
Deutschland entbürokratisieren. Dazu werden wir die Pilotversuche des Online-
Zulassungsverfahrens fortsetzen, evaluieren und dann über eine Neuregelung 
entscheiden.  

Die Verbesserung der Verkehrssicherheit in Deutschland bleibt ein zentrales An-
liegen. Dazu werden wir das erfolgreiche Verkehrssicherheitsprogramm weite-
rentwickeln und ausbauen. Zielrichtung ist vor allem die Entschärfung der Unfall-
schwerpunkte, insbesondere auf Landstraßen. Wir werden modernste Fahrzeug-  


